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Ladefläche zu verhindern, darf aber 300 mm nicht über­
steigen. Die Ösen müssen verstärkt sein.“

Die Anlage 6 der TIR-Konvention, 1975, erhält nach Zif­
fer 2.3.6. (b) folgende Einfügung:

„2.3.8. Ziffer 8 — Zwischenraum zwischen den Ringen und 
den Ösen
An den Pfosten sind die Zwischenräume, die 200 mm 
übersteigen, jedoch nicht mehr als 300 mm betragen, 
vertretbar, wenn die Ringe an den Seitenplanken 
versetzt und die Ösen oval und so klein sind, daß 
sie genau in die Ringe passen.1“

Customs Convention 
on the International Transport of Goods 

under Cover of ТШ Carnets (ТШ Convention), 
done at Geneva on 14 November 1975

Amendments to annexes 2 and 6 to the Convention

Annex 2, article 3, paragraph 8 of the 1975 TIR Convention 
is formulated as follows:

“The spaces between the rings and the spaces between 
the eyelets shall not exceed 200 mm. The spaces may how­
ever be greater but shall not exceed 300 mm between rings 
and eyelets on either side of the upright if the construction 
of the vehicle and the sheet is such as to prevent all access 
to the load compartment. The eyelets shall be reinforced.”

In annex 6 of the 1975 TIR Convention after paragraph 
2.3.6. (b) is inserted the following:

“2.3.8. Paragraph 8 — Spaces between the rings and the 
eyelets
Spaces exceeding 200 mm but not exceeding 300 mm 
are acceptable over the uprights if the rings are 
recessed in the side boards and the eyelets are oval 
and so small that they can just pass over the rings.”

Bekanntmachung 
zur Internationalen Konvention 

zur Verhütung der Verschmutzung 
des Meeres durch СИ, 1954

vom 26. Oktober 1979

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik 
erklärte die Annahme der Internationalen Konvention zur 
Verhütung der Verschmutzung des Meeres durch öl, 1954, 
mit ihren Ergänzungen von 1962, 1969 und 1971 durch die 
Deutsche Demokratische Republik.

Die Annahmeurkunde wurde am 25. Januar 1979 beim Ge­
neralsekretär der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiff­
fahrtsorganisation (ШСО) als dem Depositar hinterlegt.

Dabei wurde folgender Vorbehalt erklärt:
„Die Deutsche Demokratische Republik erklärt, daß sie 
sich an den Artikel XIII der Konvention hinsichtlich der 
Anrufung des Internationalen Gerichtshofes wegen Strei­
tigkeiten nicht als gebunden betrachtet.“

Des weiteren hat die Deutsche Demokratische Republik ge­
genüber dem Depositar folgende Erklärungen abgegeben:
„Die Deutsche Demokratische Republik ist der Auffassung, 
daß die Bestimmungen des Artikels XIV Absatz 2 der Kon­
vention im Widerspruch zu dem Prinzip stehen, wonach alle 
Staaten, die sich in ihrer Politik von den Zielen und Grund­
sätzen der Charta der Vereinten Nationen leiten lassen, das 
Recht haben, Mitglied von Konventionen zu werden, die die 
Interessen aller Staaten berühren.“
„Die Deutsche Demokratische Republik läßt sah in ihrer 
Haltung zu den Bestimmungen des Artikels I Absatz 2 und 
zu Artikel XVIII der Konvention, soweit sie die Anwen­
dung der Konvention auf Kolonialgebiete und andere ab­
hängige Territorien betreffen, von den Festlegungen der 
Deklaration der Vereinten Nationen über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an die kolonialen Länder und Völker 
(Resolution Nr. 1514 [XV] vom 14. Dezember 1960) leiten, 
welche die Notwendigkeit einer schnellen und bedingungs­
losen Beendigung des Kolonialismus in allen seinen For­
men und Äußerungen proklamiert.“
Die Konvention sowie ihre Ergänzungen von 1962 und 1969 

sind mit Ausnahme des Artikels XIII, zu dem der Vorbehalt 
erklärt wurde, gemäß ihrem Artikel XV Absatz 2 am 25. April 
1979 für die Deutsche Demokratische Republik in Kraft ge­
treten.

Der Tag des Inkrafttretens der Ergänzungen von 1971 wird 
im Gesetzblatt bekanntgegeben.

Der Text der Konvention wird im Sonderdruck Nr. 1023 
des Gesetzblattes veröffentlicht.

Berlin, den 26. Oktober 1979

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

H. Ei c h i e r

Bekanntmachung 
über den Beitritt 

der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Internationalen Konvention 

zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, 1974

vom 27. August 1979

Am 15. März 1979 wurde die Beitrittsurkunde der Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik zur Internatio­
nalen Konvention zum Schutz des menschlichen Lebens auf 
See, 1974, beim Generalsekretär der Zwischenstaatlichen Be­
ratenden Seeschiffahrtsorganisation hinterlegt.

Die Konvention tritt gemäß ihrem Artikel X am 25. Mai 
1980 für die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik in Kraft.

Der Text der Konvention wird im Sonderdruck Nr. 1015 des 
Gesetzblattes veröffentlicht.

Berlin, den 27. August 1979

Der Leiter 
des Sekretariats des Ministerrates 

Dr. K l e i n e r t  
Staatssekretär


